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BUNDESTAGSWAHL 2017

Nur scheinbar ruhig
Unterschiede zwischen den Wahlkämpfen 2013 und 2017
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Als am Wahlabend kurz nach 18.00 Uhr 

die ersten Ergebnisse der Nachwahlbefra-

gungen veröffentlicht wurden, kamen 

nicht nur bei den Anhängern verschiede-

ner Parteien – vor allem vermutlich bei de-

nen der CDU/CSU –, sondern auch bei 

den Umfrageforschern gemischte Gefühle 

auf: Die am Tag zuvor in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung veröffentlichte Allens-

bacher Wahlprognose wich stärker vom 

tatsächlichen Wahlergebnis ab, als wir es 

von früheren Wahlen gewohnt waren. Die 

größte Abweichung für einen Parteiwert 

betrug 3,1 Prozentpunkte (CDU/CSU), 

die durchschnittliche Abweichung über 

alle sieben ausgewiesenen Parteiwerte 

hinweg 1,4 Prozentpunkte. Das war, rein 

statistisch betrachtet, gerade noch im 

Rahmen des Akzeptablen, aber dennoch 

unbefriedigend. Normalerweise haben 

wir den Anspruch, das Wahlergebnis jeder 

Partei auf etwa ein bis allenfalls zwei Pro-

zentpunkte genau abzubilden.

Und doch war das Ergebnis keine 

Überraschung. Die Allensbacher Prognose 



100 Die Politische Meinung

Bundestagswahl 2017

gab die Zahlen so wieder, wie sie sie in der 

Woche vor der Wahl er hoben hatte. Es war 

aber erkennbar, dass die Parteiwerte in 

Bewegung waren: Noch Anfang August 

hatte die CDU/CSU bei 39,5 Prozent gele-

gen, Ende  August bei 38,5 Prozent und 

Anfang September bei 36,5 Prozent. Die 

Absicht, die AfD zu wählen, war im glei-

chen Zeitraum von 7 auf 10 Prozent ge-

stiegen. Angesichts dieser Entwicklung 

lag die Vermutung nahe, dass sich dieser 

Trend in den letzten Tagen bis zur Wahl 

fortsetzen könnte.

Der Bundestagswahlkampf mündete 

damit nach einer längeren ruhigen Phase 

schließlich doch noch in ein dynamisches 

Finale, wenn auch die wichtigsten Ergeb-

nisse – der deutliche Vorsprung der Union 

vor der SPD, der Einzug der AfD und die 

Rückkehr der FDP in den Bundestag – 

 bereits seit längerer Zeit absehbar gewe-

sen waren.

DIE STIMMUNG  
ZU  JAHRESBEGINN

Vor dem letzten Meinungsumschwung 

hatte es lange Zeit nach einem behäbigen 

Wahlkampf ausgesehen, der dem im  

Jahr 2013 ähnelte. Bereits zu Beginn des 

Jahres 2017 war die Bevölkerung bei 

 Weitem nicht so in Unruhe, wie es die 

Bericht erstattung der Massenmedien sug-

gerierte. Damals hieß es mit Blick auf  

die Volksabstimmung in Großbritannien  

zum Austritt aus der Europäischen Union, 

die Präsidentschaftswahlen in den Ver-

einigten Staaten und die Entwicklung in 

der Türkei, die Welt sei „aus den Fugen“ 

geraten und die Bürger seien zutiefst ver-

unsichert.

Doch von dieser angeblichen Verun-

sicherung zeigten die Allensbacher Um-

fragen wenig. Ein wichtiger Indikator ist 

hierfür die Frage: „Sehen Sie dem kom-

menden Jahr mit Hoffnungen oder Be-

fürchtungen entgegen?“, die immer zum 

Jahreswechsel gestellt wird. Der Anteil der- 

jenigen, die auf diese Frage antworten: 

„Mit Hoffnungen“, bietet einen Anhalts-

punkt für die allgemeine Stimmung in der 

Bevölkerung. Im Dezember 2016 sagten 

46 Prozent der Befragten, sie sähen dem 

Jahr 2017 mit Hoffnungen entgegen. Das 

waren nicht überragend viele, aber auch 

nicht wenige. Zum Vergleich: Dem Wahl-

jahr 2013 hatten mit 49 Prozent ungefähr 

gleich viele Bürger mit Hoffnungen ent-

gegengesehen, dem Jahr 2009 unter dem 

Eindruck der Finanzkrise dagegen nur 

34 Prozent.

Auch in den folgenden Monaten zeig-

ten die Deutschen in den Allensbacher 

Umfragen einen gedämpften Optimismus. 

Das wirkte sich auch auf die Fragen zur 

anstehenden Bundestagswahl aus: So gab 

es keine ausgeprägte Wechselstimmung. 

Auf die Frage „Wäre es gut, wenn die Re-

gierung in Berlin wechseln würde, oder 

wäre es nicht gut?“ antworteten im Juli 

43 Prozent, ihrer Ansicht nach wäre ein 

Regierungswechsel gut. Das waren zwar 

etwas mehr als 2013, als nur 36 Prozent 

diese Antwort gegeben hatten, aber im 

ebenfalls ruhig verlaufenen Wahlkampf 

2009 waren es 47 Prozent gewesen. 1998 

und 2005 dagegen, also in den Jahren,  

in denen Bundesregierungen abgewählt 

wurden, hatte jeweils mehr als die Hälfte 

der Befragten gesagt, es wäre gut, wenn 

die Regierung wechseln würde.

Auch die für radikale gesellschaft liche 

Bewegungen typische und von AfD-Ver-

tretern im Wahlkampf  heraufbeschworene 
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Vorstellung, wonach das Land am Schei-

deweg stünde, ging an der Stimmung der 

Bevölkerungsmehrheit vorbei. Dies zeigen 

die Antworten auf die Frage „Es gibt ja 

Wahlen, die man als Schicksalswahlen be-

zeichnen kann, bei denen sich die Zu-

kunft Deutschlands entscheidet. Denken 

Sie, die kommende Wahl ist eine solche 

Schicksalswahl, oder glauben Sie das 

nicht?“. 19 Prozent antworteten auf diese 

Frage Ende August 2017, die kommende 

Wahl sei eine Schicksalswahl, ähnlich viele 

wie 2013 (13 Prozent) und 2009 (16 Pro-

zent), aber bedeutend weniger als in  

den Jahren 1998 (45 Prozent) und 2005 

(47 Prozent).

AUFSCHLUSSREICHE HINWEISE

Es war keinesfalls selbstverständlich, dass 

der größte Teil des Bundestagswahlkamp-

fes vergleichsweise ruhig verlief, denn nur 

eineinhalb Jahre zuvor hatte die Flücht-

lingskrise große Sorgen bei der Bevölke-

rung ausgelöst und die bis dahin große 

Popularität von Bundeskanzlerin Angela 

Merkel erheblich beschädigt. Auf dem 

Höhepunkt der Entwicklung um die Jah-

reswende 2015/16 antwortete auf die Fra- 

ge „Würden Sie sagen, die Flüchtlings-

situation bereitet Ihnen große Sorgen, et-

was Sorgen, kaum beziehungsweise gar 

keine Sorgen?“ eine Mehrheit der Befrag-

ten, die Situation mache ihnen große Sor-

gen. In der gleichen Zeit fiel der Anteil 

derjenigen, die sagten, sie seien alles in 

allem mit der Politik der Bundeskanzlerin 

einverstanden, von Werten zwischen 40 

und 50 Prozent auf unter 30 Prozent.

Ab dem Frühjahr 2016 beruhigte sich 

die Lage langsam, aber stetig: Im Mai 

2016 sagte „nur“ noch ein Drittel der  

Befragten, ihnen bereite die Flüchtlings-

situa tion große Sorgen, ein Jahr später 

war es noch ein Viertel.  Damit war dieses 

Thema für viele nach wie vor von großer 

Bedeutung, aber das Gefühl, die Regie-

rung habe die Kontrolle verloren, hatte 

sich mit den wieder sinkenden Einwan-

dererzahlen bei den meisten Bürgern ge-

legt und mit ihm der größte Unmut. Fol-

gerichtig wuchs die Zustimmung zur 

Politik der Bundeskanzlerin wieder und 

erreichte im Frühjahr 2017 das Niveau vor 

der Flüchtlingskrise.

Wie ist es nun möglich, dass in einer 

solchen, scheinbar ruhigen Situation doch 

noch jene Dynamik entstehen konnte, die 

dazu führte, dass gleichsam auf der Ziel-

geraden die AfD wieder verstärkt Zulauf 

erhielt und die CDU/CSU deutlich an Zu-

spruch verlor? Es wäre vermessen, zum 

jetzigen Zeitpunkt, einige Tage nach der 

Wahl, eine vollständige Erklärung hierfür 

anzubieten. Doch es gibt in den Allensba-

cher Umfragen zumindest einige auf-

schlussreiche Hinweise. Zunächst einmal 

gab es trotz aller beschriebenen Ähnlich-

keiten des Wahlkampfes 2017 mit dem 

des Jahres 2013 auch einen bemerkens-

werten Unterschied: Die Bürger beschäf-

tigten sich deutlich  intensiver mit politi-

schen Themen als vier Jahre zuvor. Im 

August 2013 bat das Allensbacher Institut 

seine Befragten, anzugeben, über welche 

Themen sie sich in letzter Zeit häufiger 

mit anderen Menschen unterhalten hät-

ten. Die Antworten erweckten den Ein-

druck, als hätten die Bürger kaum mitbe-

kommen, dass sich das Land in einem 

Bundestagswahlkampf befand: Die Men-

schen sprachen über das Wetter, den ge-

rade beendeten Urlaub und ihre privaten 

Belange, aber kaum über Politik.
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Ganz anders die Situation im August 2017: 

An erster Stelle der Gesprächs themen stand 

zwar immer noch das Wetter (68 Prozent), 

direkt dahinter aber rangierten mit Do-

nald Trump (65 Prozent) und der Flücht-

lingssituation (61Prozent) zwei politische 

Themen. Auch die Lage in der Türkei war 

bei einer Mehrheit der Deutschen Ge-

sprächsthema (54 Prozent), die Diesel- 

Affäre bei immerhin 49 Prozent. Über al-

les dies wurde 2017 mehr gesprochen als 

2013 über das am meisten beachtete poli-

tische Thema.

MEHR POLITISCHE 
 DISKUSSIONEN

Der Wahlkampf 2017 sah also nur auf den 

ersten Blick ruhig aus. Nicht wenige Jour-

nalisten klagten darüber, dass er ihnen zu 

langweilig sei. Langweilig mag er in dieser 

Phase aus journalistischer Sicht gewesen 

sein, doch schläfrig oder desinteressiert 

waren die Bürger keineswegs. Es gab in-

tensive politische Diskussionen in der Be-

völkerung, und das bedeutete auch, dass 

zumindest potenziell noch Bewegung in 

den Parteistärken möglich war, was sich 

auch in einer auffallend großen Zahl der 

kurz vor der Wahl noch unentschlossenen 

Wähler zeigte.

Vor diesem Hintergrund gewinnt nun 

ein Ergebnis aus der allerletzten Allensba-

cher Umfrage direkt vor dem Wahltermin 

besondere Bedeutung: Binnen eines Mo-

nats und ganz entgegen dem Trend der 

vorangegangenen Monate schnellte der 

Anteil derjenigen, die sagten, die Flücht-

lingssituation in Deutschland mache ih-

nen große Sorgen, von 32 auf 43 Prozent 

in die Höhe und damit auf den höchsten 

Wert seit dem Februar 2016. Offensicht-

lich konzentrierte sich die gesellschaft-

liche Diskussion in der letzten Wahlkampf- 

phase ganz auf dieses eine Thema, bemer-

kenswerterweise ohne dass die Nachrich-

tenlage eine solche Entwicklung nahege-

legt hätte. Man wird prüfen müssen, ob 

dem Umschwung ein entsprechender 

Schwenk in der Medien berichterstattung 

vorausgegangen ist. Dass aber ein solcher 

Stimmungs umschwung in letzter Minute 

der AfD nützte und die CDU/CSU unter 

Druck setzte, ist angesichts der Ereignisse 

der vorangegangenen zwei Jahre nur folg-

richtig.


